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VDV-Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zum Verbot des Betriebs 
lauter Güterwagen (Schienenlärmschutzgesetz – SchlärmschG) 

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e. V. (VDV), Branchenverband des 
Öffentlichen Personen- und Schienengüterverkehrs mit mehr als 650 
Mitgliedsunternehmen und ihren rund 450.000 Beschäftigten, bedankt sich für die 
Möglichkeit der Stellungnahme bis zum 5. Januar 2024 zum oben genannten 
Referentenentwurf („SchlärmschG-E“).   

Der VDV begrüßt das gesetzgeberische Anliegen, mögliche gesundheitliche Gefährdungen 
durch Schienenverkehrslärm zu reduzieren. Hierzu werden die „leiseren Strecken“ (sog. 
quieter routes) nach Verordnung (EU) Nr. 1304/2014 (TSI NOI) die bisherige 
Regelungssystematik des heutigen SchlärmschG zum 15.12.2024 ablösen. Der vorgelegte 
Referentenentwurf schreibt zur Durchsetzung des Betriebsverbots lauter Güterwagen den 
bisherigen ordnungsrechtlichen Rahmen mit geringfügigen Modifikationen fort und sieht 
i.ü. keine weiteren („neuen“) materiell-rechtlichen Verpflichtungen vor. Dies begrüßt die 
Branche ebenso. 

Der Referentenentwurf bedarf an zwei Stellen einer Ergänzung bzw. Korrektur. 

1. § 3 Absatz 5 SchlärmschG-E verpflichtet die Betreiber der Schienenwege (BdS) anhand 
regelmäßiger Stichproben zur Prüfung, dass auf den leiseren Strecken keine lauten 
Güterwagen im Sinne des Art. 5a der Verordnung (EU) Nr. 1304/2014 eingesetzt werden. 

Zugleich sieht § 6 Absatz 1 und 2 SchlärmschG-E eine entsprechende Pflicht der nach § 5 
zuständigen Behörde vor, die Einhaltung dieses Betriebsverbots in Form von Stichproben 
anhand der nach § 4 SchlärmschG-E erhobenen Datenlage durchzuführen. Diese 
behördliche strichprobenhafte Überwachung hat nach § 6 Absatz 2 SchlärmschG-E „im 
Nachgang zur Nutzung der Schienenwegkapazität“ zu erfolgen.  

Wir bitten daher, § 3 Absatz 5 SchlärmschG-E ebenso durch diese zeitliche Maßgabe „im 
Nachgang zur Nutzung der Schienenwegkapazität“ zu ergänzen. 

Hierdurch wird ein Gleichlauf der stichprobenhafte Überprüfung durch die BdS nach § 3 
mit der stichprobenhaften Überprüfung behördlicherseits nach § 6 sichergestellt. Diese 
Ergänzung führt aus Sicht der BdS zu mehr Rechtsklarheit und -sicherheit, sichert den 
bereits aus der DSGVO bekannten Grundsatz der Datensparsamkeit ab und unterstreicht 
zudem, dass zur Wahrnehmung der behördlichen Überwachungsfunktion keine weiteren 
Daten nachzuerheben sind. Insgesamt wird damit das inhaltliche Zusammenspiel der 
Überprüfung durch den BdS mit der Überwachungsflicht der Behörde zielgenauer und 
kongruent abgebildet. 

2. In redaktioneller Hinsicht ist außerdem in § 8 Absatz 1 Nr. 2 SchlärmschG-E der 
Wortlaut „entgegen § 3 Absatz 3“ durch „entgegen § 3 Absatz 4“ zu ersetzen.  

Der VDV bedankt sich für die Berücksichtigung dieser Vorschläge. 
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